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Hamminkeln, 30. August 2023 
 
 
 
Antrag des CDU-Stadtverbands Hamminkeln an den Landesparteitag der CDU-NRW: 
Unsere Kommunen bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise besser unterstützen 
 
Kriege, Krisen und Katastrophen weltweit führen dazu, dass Millionen Menschen ihre Heimat 
verlassen und in Europa Zuflucht suchen. Deutschland ist Ziel vieler zehntausend Flüchtlinge 
und Asylbewerber. Die aktuelle Lage, die in ihrer Dimension die Herausforderungen von 
2015/16 übertrifft, erfordert eine solidarische Kraftanstrengung aller staatlicher Ebenen. 
Oberstes Ziel muss sein, dass die Flüchtlingssituation bewältigt und die Zahl der Flüchtlinge 
nachhaltig und dauerhaft reduziert wird (vgl. Vier-Punkte-Plan der CDU Deutschlands zur 
Asyl- und Flüchtlingspolitik). 
 
Aufnahme und Integration ausländischer Flüchtlinge kann nur durch ein gemeinsames Zu-
sammenwirken aller Akteure gelingen. Die Kommunen müssen gewaltige Aufgaben bewälti-
gen. Kleine und große Kommunen leisten hier seit Monaten großartige Arbeit und sind sich 
ihrer Verantwortung sehr bewusst.  
 
Gerade im Hinblick auf unerwünschte gesellschaftliche Entwicklungen, wie wir sie derzeit 
bundesweit leider erleben - sei es durch Anwohnerproteste bei Neuerrichtung von Unterkünf-
ten oder durch Verlautbarungen übel gelaunter Denunzianten sowie politisch außerhalb des 
demokratischen Spektrums verorteter Parteien -, muss es uns gemeinsam gelingen, diese 
Aufgabe zu erfüllen. 
 
Im Detail sind zahlreiche neue Herausforderungen insbesondere durch die Landesregierung 
zu bewältigen. Der CDU-Stadtverband Hamminkeln fordert mit diesem Antrag erleichterte 
Maßnahmen für Kommunen, um die Zuweisungs-, und Erstattungs- und Anrechnungspraxis 
zu verbessern: 
 
1. Personen, deren Asylverfahren schon rechtskräftig negativ abgeschlossen sind, 

dürfen nicht den Kommunen zugewiesen werden. Nur Menschen mit Bleibeper-
spektive dürfen den Kommunen zugewiesen werden. Wenn ausreisepflichtige Per-
sonen zugewiesen werden, muss eine Anrechnung und Erstattung der Aufwen-
dungen für die gesamte Dauer des Verbleibs der zugewiesenen Personen erfol-
gen, gleich welchen Aufenthaltsstatus sie besitzen. 
 
Praktiker berichten, dass häufig Personen zugewiesen werden, deren Asylverfahren 
schon rechtskräftig negativ abgeschlossen sind und bei denen eine Ausreisepflicht be-
steht. Hier müssen zügig die entsprechenden Maßnahmen (Ausweisung) getroffen 
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werden. Sie belasten die ohnehin angespannte kommunale Unterbringungssituation und 
überdies werden ausreisepflichtige Personen nicht für die Dauer der Anwesenheit auf 
die Aufnahmequote angerechnet. 
 
Bei diesen Menschen handelt es sich beispielsweise in der Stadt Hamminkeln im We-
sentlichen um Personen aus dem Balkan und aus Georgien. Aufgrund der teils großen 
Familienverbünde treten weitere mit der Unterbringung in Zusammenhang stehende 
Schwierigkeiten auf. Zum einen bedeuten große Familienverbünde einen großen Platz-
bedarf. Hinzu kommt, dass die Kinder einen Platz im Kindergarten oder Schule benöti-
gen. In der Stadt Hamminkeln beispielsweise beträgt der Anteil der hier lebenden Men-
schen, deren Asylverfahren bereits rechtskräftig negativ abschlossen worden ist und bei 
denen eine Ausreiseverpflichtung besteht, inzwischen rd. 20% der in den Unterkünften 
untergebrachten Personen (ca. 100 Menschen). Für die wird im Übrigen keine Pauscha-
lerstattung mehr gezahlt, so dass diese Personen vollständig auf Kosten der Stadt Ham-
minkeln weiter versorgt werden müssen mit Unterkunft, Sozialleistungen, Krankenhilfe-
kosten sowie mit Aufwendungen für die frühkindliche Erziehung und Beschulung. Dieser 
unhaltbare Zustand muss beendet werden. 

 
2. Das Land muss zur bisherigen Praxis zurückkehren, zugewiesene Asylbewerber 

rechtzeitig anzukündigen und mittels gecharterter Reisebusse zu ihren Zuwei-
sungsorten zu schicken. Dies schafft bessere Planungssicherheit und Verlässlich-
keit. 
 
Vermutlich aus Kostengründen schickt das Land nun mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu 
ihren Zuweisungsorten. Die bisherige langjährige und bewährte, weil verlässliche Anrei-
sepraxis bestand darin, die zugewiesenen Asylbewerber durch vom Land gecharterte 
Reisebusse zu schicken.  
 
Für die Mitarbeiter der Kommunen heißt die neue Praxis, an dem Tag so lange warten 
zu müssen, bis die zugewiesenen Menschen angekommen sind, auch wenn es weit 
nach Dienstschluss wird - und sie dann noch zu den Unterkünften gebracht werden müs-
sen. Gründe für dieses späte Eintreffen sind lange Anfahrwege oder Ausfall des ÖPNV 
durch Baumaßnahmen und Ersatzverkehre. Die bessere Planbarkeit muss wieder her-
gestellt werden. 

 
3. Bei der Zuweisung von Flüchtlingen oder Asylbewerbern müssen die Kommunen 

rechtzeitig und mit adäquatem Vorlauf über Besonderheiten informiert werden. 
 
In vielen Kommunen werden Flüchtlinge oder Asylbewerber in ehemaligen Schulgebäu-
den untergebracht, denn hier sind in der Regel barrierefreie Zugänge und Toiletten vor-
handen. Wenn jedoch Personen mit erheblichen gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
eintreffen, müssen spezielle Pflegebetten beschafft sowie die Sanitäranlagen entspre-
chend hergerichtet werden.  

 
4. Alle Behörden müssen durch Personal, Budget und vereinfachte Verwaltungsver-

fahren ertüchtigt werden, damit im Falle des erteilten Bleiberechts zügig die Kom-
munen entlastet werden. 
 
Nicht selten werden Menschen zugewiesen, denen ein Bleiberecht eingeräumt wurde 
gem. § 60 II bis VII AufenthG, und bei denen ein zeitnaher Termin bei den zuständigen 
Ausländerbehörden nicht zu erlangen ist. Dies führt dann dazu, dass diese Menschen 
nach wie vor im Regelkreis des AsylbLG verbleiben und nicht als Leistungsberechtigte 
nach dem SGBII geführt werden. So werden den Leistungsempfängern Leistungen vor-
enthalten werden. Für die Kommune bedeutet dies jedoch Aufwand ohne entsprechende 
Erstattung. 


